
eine gewisse Dauer, ein Vierteljahr bis zu einem Jahr, 
festgestellt werden. Es wäre unrichtig, für die Be­
stimmung der Unterhaltshöhe nur den Leistungs­
grundlohn als den weiteren Ausgangspunkt zu nehmen, 
denn auch das Einkommen über diesen Betrag hinaus 
ist nach dem Durchschnittsgrad der Normerfüllung 
regelmäßiges Einkommen. Ebenso gehören bei den 
Werktätigen, die Leistungsprämienlohn erhalten, diese 
Prämien zum regelmäßigen Einkommen. Dagegen sind 
Prämien, die im Einzelfall für besondere Leistungen 
gewährt werden, ebensowenig zu berücksichtigen wie 
Zuschläge für Überstunden, Nachtarbeit, Sonntagsarbeit 
und dergleichen; wohl aber ist eine Trennungsentschä­
digung zu berücksichtigen.

Bei Genossenschaftsbauern sind als Einkünfte sowohl 
die Vergütung in natura und Geld für geleistete Ar­
beitseinheiten wie die Vergütung für den eingebrach- 
ten Boden sowie schließlich die Einkünfte aus der indi­
viduellen Wirtschaft zu berücksichtigen. In diesen Fäl­
len muß regelmäßig das Jahreseinkommen ermittelt 
werden. Besondere Sorgfalt muß auf die Ermittlung 
der Einkünfte aus künstlerischer oder wissenschaft­
licher Tätigkeit, bei denen der Empfänger des Ein­
kommens in keinem festen .Arbeitsverhältnis steht, an­
gewendet werden. Hier ist das Gericht vielfach ledig­
lich auf die Angaben des Unterhaltspflichtigen ange­
wiesen, da in der Mehrzahl dieser Fälle keine Einkom­
menssteuer-Erklärung abgegeben wird und der Steuer­
abzug jeweils durch die Institution erfolgt, die die Ver­
gütung zahlt. Bei Einnahmen, die nicht aus Arbeit 
stammen, muß ebenfalls vom Jahresbetrag ausgegan­
gen werden und der entsprechende Teil für den Ab­
schnitt, für den jeweils der Unterhalt zu entrichten ist, 
errechnet werden.

Die Ermittlung der beiden genannten Beträge, des 
Unterhaltsbedarfs des Berechtigten und des Einkom­
mens (bzw. auch des Vermögens) des Unterhaltspflich­
tigen, gegebenenfalls auch des Einkommens des Unter­
haltsberechtigten, ist die feste Grundlage der Bestim­
mung der Unterhaltshöhe, aber auch nur die Grund­
lage. Nunmehr folgt — obwohl sich dies in Wirklich­
keit nicht streng scheiden läßt— die eigentliche Ent­
scheidungstätigkeit des Gerichts, die Entscheidung dar­
über, ob der festgestellte Unterhaltsbedarf von dem 
Unterhaltspflichtigen voll zu zahlen ist, ob dieser Be­
trag herabzusetzen oder ob auch gegebenenfalls ein 
höherer Betrag zu zahlen ist. Dabei ist der konkrete 
Lebensbedarf des Unterhaltspflichtigen zu berücksich­
tigen. Dazu gehören auch die besonderen Ausgaben, 
die mit seiner Arbeit oder seiner gesellschaftlichen 
Stellung verbunden sind, Verbindlichkeiten gegenüber 
anderen Unterhaltsberechtigten, sonstige Verbindlich­
keiten, die der Unterhaltspflichtige zu erfüllen hat usw.

Diese Frage der Verteilung des festgestellten Ein­
kommens kann aber nun nicht mehr für die verschie­
denen Arten der Unterhaltsansprüche in gleicher Weise, 
nach gleichen Prinzipien oder Gesichtspunkten er­
folgen. Hierfür ist die Funktion des einzelnen Unter­
haltsanspruchs maßgebend, wie sie sich aus den gesell­
schaftlichen Verhältnissen und aus dem Gesetz, d. h. 
hier dem FGB-Entwurf, ergibt. In der rechtlichen Ein­
schätzung des Lebensbedarfs und der Verteilung des 
Arbeitseinkommens liegt der Schwerpunkt der erziehe­
rischen Tätigkeit des Gerichts. Die Gesichtspunkte, von 
denen sich das Gericht hierbei im konkreten Fall leiten 
läßt, müssen sowohl in der Verhandlung wie in den 
Entscheidungsgründen zum Ausdruck kommen.

Für diese Tätigkeit des Gerichts sind die im Entwurf 
für die Gewährung des Unterhalts festgelegten Grund­
sätze von besonderer Bedeutung. So besagt § 47 des 
Entwurfs, daß die elterliche Sorge den Eltern gegen­
über ihren minderjährigen Kindern eine besondere Un­
terhaltsverpflichtung auferlegt. Das ist einmal für den 
Fall von Bedeutung, daß das festgestellte Einkommen 
nicht ausreicht, um den ermittelten Lebensbedarf des 
Kindes, das sich bei dem anderen Elternteil aufhält, 
voll zu befriedigen. In diesem Fall muß das Gericht 
darüber entscheiden, in welchem Umfang der Unter­
haltspflichtige seinen eigenen Lebensbedarf einzu­
schränken hat und in welchem Umfang der Lebens­
bedarf des Kindes einzuschränken ist. Dieser Grund­
satz ist aber auch für den Fall von Bedeutung, daß das

Einkommen des Unterhaltspflichtigen in einer Höhe 
festgestellt ist, die eine Erhöhung der Ausgaben für 
die Befriedigung des Lebensbedarfs des Kindes zuläßt. 
Keineswegs muß der notwendige Lebensbedarf des 
Kindes in jedem Fall die obere Grenze für die Be­
stimmung der Unterhaltshöhe sein, denn der Lebens­
bedarf ist eine allgemeine, in ihrer Höhe unterschied­
liche Kategorie, die im konkreten Fall jeweils genau 
festgestellt werden kann, aber keineswegs auf das 
Existenzminimum beschränkt ist.

Es entspricht daher dem Charakter und der Funktion 
des Unterhaltsanspruchs des minderjährigen Kindes 
gegenüber dem Elternteil, bei dem es nicht lebt, wenn 
das Gericht, soweit es die Einkommensverhältnisse 
dieses Elternteils zulassen, bei der Festsetzung des 
Unterhalts von einem reichlich bemessenen Lebens­
bedarf ausgeht. Auf der Grundlage unserer Verhält­
nisse, unter denen jedem Bürger ein Arbeitsplatz ent­
sprechend seinen Kenntnissen und Fähigkeiten gewähr­
leistet ist und der materielle Wohlstand sich gesetz­
mäßig ständig verbessert, steht es im vollen Einklang 
mit den Rechts- und Moralanschauungen der Werk­
tätigen, wenn die Befriedigung des Lebensbedarfs des 
Kindes, das nicht von dem unterhaltspflichtigen Eltern­
teil erzogen wird, dem erhöhten oder wachsenden Ein­
kommen dieses Elternteils angeglichen wird.

Von wesentlicher Bedeutung ist weiterhin der Hin­
weis (§ 48, Abs. 3 des Entwurfs), daß der Unterhalts­
beitrag des Elternteils, bei dem das Kind lebt, in der 
Regel durch die Pflege des Kindes abgegolten wird. Sein 
Einkommen ist also nur unter besonderen Umständen 
bei der Bestimmung der Unterhaltshöhe, die der andere 
Elternteil zu zahlen hat, zu berücksichtigen, insbeson­
dere dann, wenn das Einkommen des Unterhaltspflich­
tigen zur Befriedigung des Unterhaltsbedarfs des Kindes 
in Geld nicht ausreicht.

Diese Gesichtspunkte gelten sowohl für den Unterhalt 
minderjähriger Kinder, deren Eltern getrennt leben 
oder geschieden sind, wie für den Unterhalt nichtehe­
licher Kinder. Gerade in den letzteren Fällen muß ein 
Wandel in der Praxis eintreten, soweit hierfür noch 
die üblichen Mindestsätze von 35 DM oder 40 DM fest­
gelegt werden oder festgelegt sind und die Einkom­
mensverhältnisse des Unterhaltspflichtigen eine Er­
höhung zulassen, wobei auch der notwendige Lebens­
bedarf des Kindes keineswegs die obere Grenze sein 
muß. Vielmehr ist es die Aufgabe des Gerichts, den fest- 
gestellten, von ihm auf seine Angemessenheit über­
prüften und gebilligten Unterhaltsbedarf des Berechtig­
ten zur Grundlage für die Bestimmung der Unterhalts­
höhe zu machen.

Auch bei der Feststellung des Unterhaltsanspruchs 
anderer Verwandter gibt es im einzelnen mannigfache 
Abstufungen bei der Einschätzung und Festlegung des 
angemessenen Unterhaltsbedarfs und der Verteilung 
des Einkommens des Verpflichteten, wofür § 94 des 
Entwurfs einige wesentliche Hinweise gibt.

Besondere Aufmerksamkeit muß das Gericht den Fäl­
len zuwenden, in denen das Einkommen des Unter­
haltspflichtigen niedrig ist. Das Oberste Gericht spricht 
in diesen Fällen anschaulich von einem Spannungsver­
hältnis zwischen dem Unterhaltsbedarf des Berechtigten 
und den Einkommensverhältnissen des Verpflichteten15).

Besondere Funktion hat nach dem Entwurf der Un­
terhaltsanspruch zwischen getrennt lebenden Ehegatten, 
wenn die eheliche Bindung zwischen ihnen gelockert 
und der Fortbestand der Ehe gefährdet ist. § 14 des 
Entwurfs versagt dem Unterhaltsbedürftigten den Un­
terhaltsanspruch, wenn er unberechtigt, mißbräuchlich 
die häusliche Gemeinschaft auflöst, und verpflichtet den 
Unterhaltsschuldner zu einer erhöhten Zahlung, wenn 
er seinerseits die häusliche Gemeinschaft leichtfertig, 
ohne rechtfertigenden Grund, tatsächlich auflöst. Diese 
Funktion des Unterhaltsanspruchs ist im zweiten Fall 
wesentlich für die Bestimmung seiner Höhe durch das 
Gericht. Das Gericht erhält hiermit ein wirksames Mit­
tel zur Bekämpfung der de-facto-Auflösung der Ehe. 
Das bisherige Scheidungsrecht gab dem Ehegatten, der 
die Zerrüttung der Ehe herbeigeführt hatte, nach drei­
jähriger Auflösung der häuslichen Gemeinschaft ein 
Scheidungsrecht. Auf Grund dieser rechtlichen Regelung
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“) Urteil des OG vom 12. Februar 1954 {NJ 1954 S. 178).


